SPD Ortsverein Holzhausen Porta

Jahreshauptversammlung 22. März 2011

Resolution 

Deutschlands Städte sind finanziell ausgeblutet worden. Und dies, obwohl sie seit Jahren sparen – koste es was es wolle. Doch diese Finanzmisere liegt nicht an einer unver​ant​wort​lichen Aus​gaben​​seite, sondern in erster Linie an der unterfinanzierten Einnahmeseite der Städte und des Staates. Deshalb ist auch der Auftrag an den Portaner Stadtrat, mithilfe des Haus​halts​sicherungs​konzeptes durch Ausgaben​kürzungen in einer Höhe von rund zwölf Millionen € als Ziel die schwarze Null im Jahr 2015 zu erreichen, reine Augenwischerei (vgl. dazu auch MT-Lokales PW vom 12.3.11).

Die Umsetzung solcher Sparhaushalte, wie sie derzeit in fast allen Kommunen beschlossen werden müssten, hätten für das politische System der Bundesrepublik gravierende Aus​wirkungen; denn damit würde die kommunale Selbstverwaltung in höchstem Maße gefährdet. 

Die soziale und demokratische Gesellschaft entscheidet sich aber vor Ort, in den Kommunen und Kreisen. Wenn ihnen alle Gestaltungsmöglichkeiten entzogen werden, wird der soziale Frieden in Deutschland ge​fähr​det, die Gesellschaft noch stärker in Arm und Reich gespalten und rechtsradikales Gedankengut leicht​fertig gefördert.

Ein Grund für die katastrophale Schieflage der Einnahmen ist das von der schwarz-gelben Bundes​regierung 2009 beschlossene Wachstumsbeschleunigungsgesetz mit Einnahme​aus​fällen von 1,6 Milliarden Euro pro Jahr. Ebenso gravierend sind aber die Folgen rot-grüner Politik. Die Senkung des Spitzen​steuersatzes von 53% auf 42% im Jahre 2005 ist das verheerendste Beispiel. Die Reichensteuer, die inzwischen ab einem Einkommen von 250 000 Euro (500 000 Euro bei Verhei​ra​te​ten) wieder drei Pro​zentpunkte zusätzlich beträgt, gleicht das nicht aus: Dies hat jetzt auch die SPD-Fraktion in Berlin ge​merkt und eine Kehrtwende eingeleitet. Die SPD Bundestagsfraktion hat vor diesem Hintergrund am 26. März 2010 in einem Antrag im Bundestag einen Rettungsschirm für Kommunen gefordert. 

Und der ist möglich; denn Ende 2009 lag das Geldvermögen der Deutschen mit einem Höchststand von 4,64 Billionen Euro auf Rekordniveau. Damit sind die Deutschen so reich wie noch nie – aller​dings ist dieser Reichtum weitgehendst auf 15 % der Deutschen beschränkt! Auch die Schulden der öffentlichen Haushalte sind inzwischen auf ein Rekordhoch gestiegen. Die Verschuldung von Bund, Län​dern und Gemeinden erreichte den Betrag von 1,69 Billionen Euro.

Das heißt, die zur Stützung der Konjunktur durch Bankenrettungsschirme und Steuer​ent​lastungen neu aufgehäuften Schulden sind komplett auf privaten Konten gelandet. Und dieser Zuwachs, der nicht mehr durch Hände-Arbeit sondern mehr denn je durch Speku​la​tionsgewinne entsteht, wird aktuell weder durch Ver​mögenssteuer, erhöhte Einkom​mens​steuer, Börsensteuer etc. geschmälert. Die durch Boni-Manager und „Gewinn​maxi​mierer, die sich keinen Deut ums Gemeinwohl kümmern
“, ausge​löste Finanzkrise soll alleine durch gigantische Sparpakete in den Städten bezahlt werden, z.B. durch Verschlechterung bei der Kinderbetreuung, den Kultur- und Sporteinrichtungen, der altersgerechten Infrastruktur, der effektiven Integrationspolitik und in Porta Westfalica nicht zuletzt durch Kürzung der Öffnungszeiten des Familienbades und damit verbunden betriebsbedingten Entlassungen des aktuellen Personals; also Sparen bei den Ärmeren damit die Reicheren nicht angemessen zahlen müssen!

Der SPD Ortsverein Holzhausen empört sich über diese Finanzpolitik zugunsten der Super​rei​chen dieses Landes und fordert die Bürger und Bürgerinnen unabhängig von 
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dem dann zu erwartenden Neid-Gezeter der Bildzeitung etc. auf, gemeinsam die Ver​besserung der staatlichen Ein​​nahmesituation zu fordern. 

Mit diesem Rettungsschirm für Kommunen und Staat wird gleichzeitig die System​relevanz staatlicher Fürsorge als gleichgewichtig anerkannt zur bisher einseitig behaup​te​ten Systemrelevanz der Banken etc.

Der Rettungsschirm ist zu finanzieren durch

- eine einmalige Vermögensabgabe 

- die Wiedereinführung der Vermögenssteuer mit einem Freibetrag von 500.000 Euro

- die deutliche Wieder-Erhöhung des Spitzensteuersatzes für hohe Einkommen

- die Anhebung der Erbschaftssteuer für große Erbschaften

- die Einführung einer internationalen Finanztransaktionssteuer und einer 
   Börsenumsatzsteuer in Deutschland

- die Rücknahme der Unternehmenssteuerentlastung im Wachstumsbeschleunigungsgesetz

- einen einheitlichen Steuervollzug in allen Bundesländern 

- eine rigorose Verfolgung und Ahndung aller Formen von Steuerflucht und –hinterziehung.

Der SPD Ortsverein Holzhausen fordert alle SPD-Gremien von der Basis bis zur Bundestagsfraktion auf, diesen Rettungsschirm permanent zu fordern und in entsprechende Gesetzesvorlagen und Gesetze umzuwandeln.
Weiterleitung:

· SPD Ratsfraktion Porta Wesfalica

· SPD Stadtverband Porta Westfalica

· SPD Bundestags- und NRW-Landtagsfraktion

· SPD Unterbezirk Minden-Lübbecke als Antrag zur adäquaten Beschlussfassung auf dem nächsten UB-Parteitag

� Stephan Hessel, Empört euch, Ullstein Verlag 2010


� Dieser Forderungskatalog entspricht weitgehendst der Forderung der Gewerkschaft verdi-Bremen vom 28.9.2010.











